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Nichtigkeitsfeststellungsklage 

 

des Herrn Dr. med. Andreas Matusch, s.o.   

- Antragsteller (Ast.) - 

 

gegen den Hessischen Datenschutzbeauftragten, Gustav Stresemann-Ring 1, 65189 

Wiesbaden 

- Antragsgegner (Ag.) -  

 

wg. Az. 90.18.82:0002-sa, Schreiben vom 28.02.2018 und 13.03.2018, gemeinsam 

zugestellt am 22.03.2018 (Anlage) 

 

 

Sehr geehrter Damen und Herren,  

 

auf dem Wege des Normalverfahrens beantrage ich, die Feststellung der Nichtigkeit des 

o.g. Verwaltungsaktes (VA) 

 

Begründung 

 

I. Zulässigkeit 

1. Statthafte Klageart 

Da der VA offensichtliche Mängel aus dem Positivkatalog des § 44 II HessVwVfG 

aufweist, kann die Feststellung seiner Nichtigkeit begehrt werden (§ 43 II 2 VwGO).   
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2. Feststellungsinteresse 

Der VA belastet den Adressaten unmittelbar. Der Adressat wird zu einem Tun und ggf. 

Unterlassen aufgefordert, welches ihn in seiner allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art 2 und 

5 GG verletzen könnte. Durch die Androhung eines Zwangsgeldes bzw. eines Ordnungs-

widrigkeitsverfahrens mit Geldbuße ist unmittelbar das Grundrecht auf Eigentum nach Art 14 

GG berührt. Nicht zuletzt damit der Adressat frei über seine Finanzen disponieren kann, 

sollte die Feststellung auch baldig erfolgen. Akute Eile erfordert die Situation jedoch nicht.      

3. Klagebefugnis 

Aus o.g. VA wird ein Rechtsverhältnis begründet, an dem der Ast. zumindest als 

gesamtschuldnerisch (Mit-)Haftender (aus § 31a BGB) beteiligt ist. 

 

II. Begründetheit 

Ausweislich Zustellungsurkunde wurden die Schreiben am 22.03.2018 zugestellt, erst 

nach Ablaufen der Frist bis 21.03.2018 aus dem Schreiben vom 13.03.2018 und der Frist bis 

08.03.2018 aus dem Schreiben vom 28.02.2018. Da niemand die Zeit zurückdrehen kann, 

dürfte § 44 II Nr. 4 (HessVwVfG) greifen: „…ein Verwaltungsakt ist nichtig…den aus tatsäch-

lichen Gründen niemand ausführen kann…“. Kopp / Ramsauer führen hierzu in „VwVfG, 

Kommentar“ 16. Aufl. unter Rn39 zu § 44 weiter aus: „Um einen Fall objektiver Unmöglich-

keit handelt es sich auch, wenn die geforderte Leistung usw. zwar an sich möglich ist, der VA 

dem Betroffenen aber keine Möglichkeit dazu lässt.“ und verweisen im Übrigen auf VGH 

Kassel III TG 119/82 vom 30.04.1982, (NVwZ 1982, 514).   

In der Rechtsbehelfsbelehrung wurde offensichtlich § 52 Nr. 3 Satz 2 VwGO außer Acht 

gelassen. Nur ausnahmsweise erweist sie sich im vorliegenden Spezialfall als zutreffend, da 

hier stattdessen Nr. 5 einschlägig sein dürfte. 

Sollte weiterer Sachvortrag gewünscht sein, wird freundlich um richterlichen Hinweis 

gebeten. 

 

Mit freundlichen Grüßen�
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 21.04.2018 

5 K 1490/18.F  

 

 

Sehr geehrte Frau Preikschat Costa, sehr geehrte Frau Keilwerth, sehr geehrte Frau Salka,  

 

1) Die Zuständigkeit des VG Wiesbaden steht nunmehr außer Frage.  

2) Da die Ag. den hier gegenständlichen VA vom 13.03.2018 mittlerweile mit Schreiben vom 

17.04.2018 aufgehoben hat, biete ich an, meine Klage zurückzuziehen. Dazu mache ich 

der Ag. allerdings zur Voraussetzung, mir die Erstattung jenes Drittels in Höhe von 146 € 

der Verfahrenskosten zuzusichern, auf dem ich sonst sitzen bliebe, vgl. bereits begliche-

ne Rechnung vom 09.04.2018, Kassenzeichen X007177402607X. Sonstige Aufwendun-

gen werden nicht geltend gemacht. Die Kostenerstattung möge die Ag. auf mein Konto 

IBAN DE96 5335 0000 1010 1370 35 veranlassen.  

Ohne eine solche Zusicherung habe ich offensichtlich zumindest ein wirtschaftliches 

Fortsetzungsfeststellungsinteresse.     

 

Mit freundlichen Grüßen und Dank  

Andreas Matusch 

 ���
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 06.05.2018 

5 K 1490/18.F  

 

 

Sehr geehrte Frau Preikschat Costa, sehr geehrte Frau Keilwerth, sehr geehrte Frau Salka, 

sehr geehrte Frau Fischer, 

 

Da die Antragsgegnerin mittlerweile zugesichert hat, die Gerichtskosten zu übernehmen, 

wird die Klage hiermit zurückgenommen. 

Die Ag. möge das nunmehr verbleibende Drittel der Vorausleistung in Höhe von 146 € 

auf mein Konto IBAN DE________________ überweisen. 

Das Gericht wird höflich um Rückerstattung der anderen zwei Drittel in Höhe von 292 € 

aus beglichener Rechnung vom 09.04.2018, Kassenzeichen X007177402607X auf dasselbe 

Konto ersucht.  

Sonstige Aufwendungen werden nicht geltend gemacht.  

 

An dieser Stelle darf ich mich für die Befassung mit meinem Anliegen bedanken und 

verbleibe mit freundlichen Grüßen  

Andreas Matusch 

 ���


